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4 3 0 . Verordnung: Zulassung von weiteren Eintrittstellen für die Ein- und Durchfuhr von Nadel-
holz mit Rinde

4 3 1 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Studienordnung für die Studienrichtungen
„Musikerziehung (Lehramt an höheren Schulen)" und „Instrumentalmusik-
erziehung (Lehramt an höheren Schulen)"

4 3 2 . Verordnung: Ausschluß bestimmter Waren von der Vorzugsbehandlung nach dem Präferenz-
zollgesetz

4 3 3 . Verordnung: Lehrverpflichtung und Einrechnung von Nebenleistungen in die Lehrverpflichtung
der Bundeslehrer an der Heeresversorgungsschule

4 3 0 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 9. Juli 1981
über die Zulassung von weiteren Eintritt-
stellen für die Ein- und Durchfuhr von

Nadelholz mit Rinde

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 5. April 1962, BGBl. Nr. 115, über Maß-
nahmen zum Schutze des Waldes anläßlich der
Ein- und Durchfuhr von Holz wird im Einver-
nehmen mit den Bundesministern für Verkehr
und für Handel, Gewerbe und Industrie ver-
ordnet :

Als weitere Eintrittstellen für die Ein- und
Durchfuhr von Nadelholz mit Rinde im Straßen-
verkehr werden zugelassen:

gegenüber
Bundesrepublik

Deutschland: Braunau am Inn
Hörbranz — Autobahn

Haiden

4 3 1 . Verordnung des Bundesministers
für Wissenschaft und Forschung vom
27. August 1981, mit der die Verordnung
über die Studienordnung für die Studien-
richtungen „Musikerziehung (Lehramt an
höheren Schulen)" und „Instrumental-
musikerziehung (Lehramt an höheren

Schulen)" geändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 12, 15, 17, 18, 20 und 21
des Bundesgesetzes vom 30. Juni 1971, BGBl.
Nr. 326, über geisteswissenschaftliche und natur-
wissenschaftliche Studienrichtungen in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 280/1972,

467/1974, 561/1978 und 477/1979 in Verbindung
mit den Bestimmungen des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 458/
1972, 561/1978, 461/1979 und 332/1981 wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Unterricht und Kunst verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 15. Feber 1974,
BGBl. Nr. 225, über die Studienordnung für
die Studienrichtungen „Musikerziehung (Lehr-
amt an höheren Schulen)" und „Instrumental-
musikerziehung (Lehramt an höheren Schulen)"
in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 355/
1975 wird wie folgt geändert:

Artikel I

§ 1 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Studienrichtungen „Musikerziehung

(Lehramt an höheren Schulen)" und „Instru-
mentalmusikerziehung (Lehramt an höheren
Schulen)" sind an der Hochschule für Musik
und darstellende Kunst in Wien, an der Hoch-
schule für Musik und darstellende Kunst
„Mozarteum" in Salzburg und an der Hochschule
für Musik und darstellende Kunst in Graz einzu-
richten. An der der Hochschule für Musik und
darstellende Kunst „Mozarteum" in Salzburg
angegliederten Abteilung Musikerziehung in
Innsbruck ist die Studienrichtung „Musikerzie-
hung (Lehramt an höheren Schulen)" einzu-
richten. Auch die pädagogische Ausbildung
(§ 10 Abs. 3 des Bundesgesetzes über geistes-
wissenschaftliche und naturwissenschaftliche
Studienrichtungen) mit Ausnahme des Faches
„Pädagogik" ist an den angeführten Kunsthoch-
schulen einzurichten. Das Prüfungsfach „Päd-
agogik" ist für die Hochschule für Musik und
darstellende Kunst in Wien an der Universität
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Wien, für die Hochschule für Musik und dar-
stellende Kunst „Mozarteum" in Salzburg an
der Universität Salzburg, für die dieser Hoch-
schule angegliederten Abteilung Musikerziehung
in Innsbruck an der Universität Innsbruck und
für die Hochschule für Musik und darstellende
Kunst in Graz an der Universität Graz einzu-
richten. Jedoch sind, soweit dies zur Berück-
sichtigung besonderer Erfordernisse der in Abs. 3
genannten Schulfächer notwendig ist, einzelne
Lehrveranstaltungen aus dem Fach „Pädagogik"
an den genannten Kunsthochschulen einzu-
richten."

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1981

in Kraft.
Firnberg

432. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 31. August 1981 betreffend
den Ausschluß bestimmter Waren von
der Vorzugsbehandlung nach dem Präfe-

renzzollgesetz

Auf Grund des § 2 Abs. 5 lit. a des Präferenz-
zollgesetzes, BGBl. Nr. 93/1972, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten, dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft verordnet:

§ 1. Die nachstehend genannten Waren der
Anlage A zum Präferenzzollgesetz in der Fassung
der 2. Präferenzzollgesetz-Novelle 1977, BGBl.
Nr. 675, werden von der Vorzugsbehandlung
nach dem Präferenzzollgesetz ausgeschlossen:
02.04 Fleisch, Innereien und anderer genieß-

barer Schlachtanfall von Tieren der Num-
mer 01.06, frisch, gekühlt oder gefroren:
B — von anderen Tieren

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober
1981 in Kraft.

Salcher

4 3 3 . Verordnung des Bundesministers
für Landesverteidigung vom 10. Septem-
ber 1981 über die Lehrverpflichtung und
über die Einrechnung von Nebenlei-
stungen in die Lehrverpflichtung der
Bundeslehrer an der Heeresversorgungs-

schule

Auf Grund der §§ 7 Abs. 1 und 9 Abs. 3 des
Bundesgesetzes über das Ausmaß der Lehr-
verpflichtung der Bundeslehrer, BGBl. Nr. 244/
1965, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 297/1968, 228/1972 und 399/1975, in Ver-
bindung mit § 198 Abs. 1 des Beamten-Dienst-

rechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler und dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

Artikel I

Die Unterrichtsgegenstände an der Heeres-
versorgungsschule werden in die Lehrverpflich-
tungsgruppen I bis VI wie folgt eingereiht:

Lehrverpfl ichtungsgruppe I

1. Elektrische Maschinen und Anlagen
2. Elektrische Meßkunde mit Übungen
3. Englisch
4. Fernmeldetechnik
5. Flugzeugelektrotechnik und Grundlagen

der Flugzeugelektronik
6. Grundlagen der Elektrotechnik
7. Grundlagen der Elektrotechnik und Elek-

tronik
8. Impuls- und Regeltechnik
9. Mechanische Technologie

10. Radarsystem- und Gerätetechnik
11. Sende- und Empfangstechnik
12. Sichtgeräte- und Fernsehtechnik
13. Spezielle Fachkunde für Kraftfahrzeug-

mechaniker
14. Spezielle Fachkunde für Luftfahrzeug-

mechaniker
15. Spezielle Fachkunde für Maschinenwesen
16. Spezielle Fachkunde für Munitionspersonal
17. Spezielle Fachkunde für Panzermechaniker
18. Spezielle Fachkunde für Pioniermechaniker
19. Spezielle Fachkunde für Waffenmeister

Lehrverpfl ichtungsgruppe II

1. Chemie und angewandte Chemie
2. Elektronische Datenverarbeitung
3. Laborübungen zu den Grundlagen der

Elektrotechnik, zur Fernmeldetechnik und
zu den Grundlagen der Elektrotechnik und
Elektronik

4. Mathematik und angewandte Mathematik
5. Physik und angewandte Physik

Lehrverpfl ichtungsgruppe III

1. Fachzeichnen
2. Flugsicherungswesen
3. Geräteunterricht
4. Luftfahrtrecht; Prüf- und Meldewesen auf

dem Gebiet der Luftfahrttechnik
5. Sicherheitstechnik und Unfallverhütung
6. Werkstoffkunde
7. Werkstoffprüfung mit Übungen
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Lehrverpfl ichtungsgruppe V

1. Praktischer Sprengdienst mit scharfer Muni-
tion

2. Fremdausbildung bei einer Heeresmunitions-
anstalt

Lehrverpfl ichtungsgruppe VI

1. Fachwerkstättenausbildung

2. Grundausbildung für die Werkstättenarbeit

Artikel II

Die Verwaltung der folgenden organisations-
mäßig vorgesehenen und tatsächlich bestehenden
Lehrmittelsammlungen sowie folgende von einem
Lehrer auftragsgemäß erbrachte Nebenleistungen
werden im nachstehenden Ausmaß in die Lehr-
verpflichtung eingerechnet:

1. als eine Wochenstunde der Lehrverpflich-
tungsgruppe II:
a) die Verwaltung von Labors der elektro-

technischen Gegenstände;
b) die Verwaltung der Lehrmittelsammlung

für Mechanische Technologie;
c) die Verwaltung der Lehrmittelsammlung

für die Unterrichtsgegenstände der Fach-
kunde;

d) die Verwaltung der Lehrmittelsammlung
von Feldzeuggerät;

e) die Verwaltung der Lehrmittelsammlung
von Luftzeuggerät;

2. als eine Wochenstunde der Lehrverpflich-
tungsgruppe V die Verwaltung der Lehr-
mittelsammlung von Wirtschaftsgerät;

3. als eine Wochenstunde der Lehrverpflich-
tungsgruppe V die Tätigkeit als Sicher-
heitstechniker und Brandschutzbeauftragter;

4. als 0,5 Wochenstunden der Lehrverpflich-
tungsgruppe II die Tätigkeit als Werk-
stättenleiter, der die Koordinierung des
Geräte- und bzw. oder des Fachwerk-
stättenunterrichts bei Gruppenaufteilung des.
Kurses und gleichzeitiger Anwesenheit von
mindestens zwei Gruppen oder mindestens
zwei zum Unterricht dieser Gruppen einge-
teilten Lehrern durchzuführen hat.

Die Einrechnung der in den Z 1 bis 4 ange-
führten Nebenleistungen in das Ausmaß der
Lehrverpflichtung ist für jeden Lehrer höchstens
bis zum Ausmaß von zwei Wochenstunden der
Lehrverpflichtungsgruppe II zulässig.

Artikel III

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1981
in Kraft.

(2) Auf Bundeslehrer, die zwischen dem 1. Jän-
ner 1978 und dem im Abs. 1 genannten Zeit-
punkt an der Heeresversorgungsschule im Unter-
richt verwendet wurden, finden die Bestimmungen
dieser Verordnung auch für die Dauer dieser
Verwendung, frühestens jedoch ab dem 1. Jänner
1978, Anwendung.

Rösch
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